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Als alles schon vorbei schien, griff die Zür
cher Stadtpolizei zu. September 2019, der so
genannte Marsch fürs Läbe hatte gerade sein 
Ende gefunden, und auch die Gegendemons
tration war im Begriff, sich aufzulösen, da kes
selte die Polizei rund 200 Personen in der Nähe 
des Hauptbahnhofs ein, nahm ihre Per so na
lien auf und liess sie dann nach Hause gehen.

Danach geschah ein paar Monate nichts – 
dann kam Post von der Staatsanwaltschaft. 
«Rund ein Dutzend Verfahren» hat die Staats
anwaltschaft nach der Kundgebung eröffnet, 
wie sie auf Anfrage mitteilt. Rund ein Dutzend 
Personen erhielten denn auch Vorladungen zu
gestellt. Parallel dazu verschickte das Statthal
teramt dutzendfach sogenannte Verzeigungs
vorhalte, in denen die Angeschriebenen Perso
nalien, Arbeitgeber und Motiv für die Teilnah
me am unbewilligten Protest angeben sollten.

Ausgerechnet im Frauenjahr

Um die Reaktion der Behörden einordnen 
und – wichtiger noch – nachvollziehen zu kön
nen, was an jenem Tag geschah, lohnt sich ein 
Blick zurück. Die Vorgeschichte zum «Marsch 
fürs Läbe» 2019 geht so: Seit vielen Jahren 
scharen sich christliche FundamentalistInnen 
und erzkonservative PolitikerInnen einmal 
im Jahr zusammen, um gegen das seit 2002 
geltende Abtreibungsrecht mit seiner Fristen
lösung zu demonstrieren. Bis 2015 taten sie 
das jeweils in Zürich, und zwar 
bevorzugt dort, wo sie besonders 
viele Sünderinnen vermuteten: 
an der Langstrasse und im um
liegenden Rotlichtmilieu. Die 
Resonanz war jeweils entspre
chend negativ: «Aus den Fens
tern hingen Regenbogenfahnen, 
und die Anwohner warfen mit 
Dildos», erinnert sich Frank Hu
ber*. Er ist immer auf der Stras
se, wenn sich der «Marsch fürs 
Läbe» in Bewegung setzt. Weil 
er sich, wie er bei einem Treffen 
im Café des Zürcher Volkshauses erzählt, dazu 
verpflichtet sieht, die emanzipatorischen Er
rungenschaften seiner Mutter und Grossmut
tergeneration zu verteidigen.

Nach einigen Austragungen, massen
haft zugeworfenem Sexspielzeug und der Aus
gabe 2015, als die FundamentalistInnen keine 
Erlaubnis für eine Demonstration im Zürcher 
Stadtzentrum erhielten – stattdessen mussten 
sie wenig wirkmächtig durch Oerlikon mar
schieren  –, gaben sie Zürich auf. Stattdessen 
fand der «Marsch» fortan in der Innerschweiz 
und in Bern statt. Doch ausgerechnet 2019 
kehrte er nach Zürich zurück. Im Jahr des 
Frauenstreiks, als landesweit eine halbe Mil
lion Menschen für Gleichstellung, für Selbst
bestimmung und gegen Übergriffe auf Frauen 
protestierten, wollten sie der Schweizer Öf
fentlichkeit klarmachen, dass sie noch da sind 
und ihre Forderung gehört werden soll.

Demo mit Ultrarechten

14. September 2019, 14 Uhr. Rund 1000 Abtrei
bungsgegnerInnen versammeln sich auf dem 
Turbinenplatz. Die Demonstration in Zürichs 
Westen haben sie sich davor vor dem Ver
waltungsgericht erstritten. Mit dabei: ultra
rechte DemonstrantInnen aus Deutschland, 
Österreich, Polen, für den «Marsch fürs Läbe» 
 eigens per Busservice herangekarrt. Ebenfalls 
marschieren mit: Kinder mit DownSyndrom, 
die im Fokus des Umzugs stehen sollen. Bes
sere TrägerInnen ihrer Botschaft hätten die 
InitiantInnen nicht finden können: Aufgrund 
präziser Schwangerschaftschecks werden Fö
ten mit Chromosomenfehler heute mehrheit
lich abgetrieben.

«Eine eklige Instrumentalisierung», sagt 
dazu im Volkshaus Mila Meyer*, wie Frank 
Huber eine von rund 2000  Gegendemons
trantInnen. Sie versammelten sich auf der Jo
sefswiese, nur ein paar Hundert Meter vom 
«Marsch» entfernt. Auffällig viele neue Gesich
ter seien dabei gewesen, erinnert sich Meyer. 
Junge Frauen, die vermutlich am Frauenstreik 
politisiert worden seien. Die grosse Zahl an 

DemonstrantInnen mobilisierte die Zürcher 
Stadtpolizei. «Sofort waren da Polizisten in 
Vollmontur, mit dem Gummischrotgewehr im 
Anschlag», erinnert sich Meyer. Also hätten sie 
sich in viele kleine Gruppen aufgeteilt, die alle 
auf eigenen Wegen versucht hätten, die Route 
der AbtreibungsgegnerInnen zu stören. Aus 
Meyers Perspektive durchaus mit Erfolg: «Wir 
konnten sie vom Quartier fernhalten und auf 
verkehrsreiche Strassen abdrängen.»

Bald darauf eskalierte die Situation. De
monstrantInnen errichteten Barrikaden, zün
deten Einkaufswagen an. Vom nahen Bahn
viadukt aus feuerte die Polizei Tränengasgra
naten hinunter auf die Josefswiese, vernebelte 
auch einen Spielplatz und trieb verängstigte 
Eltern mit ihren Kindern in die Flucht. Die
sen Einsatz bestritt die Stadtpolizei nach der 
Demo. Erst veröffentlichte Handyvideos und 
eine Recherche der WOZ führten dazu, dass 
die Polizei einräumen musste, auf der Josefs
wiese Reizstoff eingesetzt zu haben (siehe 
WOZ Nr. 38/19).

DNA-Proben und Fingerscans

Auch im Briefkasten von Sabine Müller*, die 
ebenfalls beim Treffen im Volkshaus dabei 
ist, lag vor ein paar Wochen eine Vorladung. 
Vorgeworfen werden ihr Landfriedensbruch, 
Gewalt und Drohung gegen Beamte sowie 
ein Verstoss gegen das Vermummungsverbot. 

Müller ist Anfang zwanzig, sie 
sagt, sie fühle sich durch die Po
lizei eingeschüchtert. Weil sie 
der Vorladung nicht Folge leis
tete, klingelten ein paar Tage 
später, um halb sechs Uhr mor
gens, Beamte an ihrer Tür. Mül
ler wurde mit dem Kastenwagen 
zum Polizeistützpunkt Urania 
gebracht. Nach der Einvernah
me sollte sie sogenannte erken
nungsdienstliche Massnahmen 
über sich ergehen lassen. «Ich 
mach da nicht mit», sagte Mül

ler. Man könne sie auch zwingen, lautete die 
Reaktion. Also willigte sie ein. Auf dem Posten 
machten sie Fotos von ihr, von vorne, im Profil, 
von den Tattoos. Entnahmen DNA aus ihrem 
Mund, scannten Finger und Handballen. Mit 
den gewonnenen Informationen fütterten die 
Ermittler ihre Datenbank. So hoffen sie, un
geklärte Delikte jemandem zuordnen zu kön
nen. Findet die Polizei nichts, wird ein neues 
DNAProfil erstellt  – eines von derzeit rund 
200 000  Personenprofilen in der nationalen 
DNADatenbank.

Auch bei allen anderen, die sich der 
Vorladung widersetzten, seien Beamte aufge
taucht, erzählt Müller. Sie seien in die Woh
nung eingedrungen, hätten die gesuchten 
Personen abgeführt und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft auch gleich Handys, Com
puter, Kleidung beschlagnahmt  – mutmass
liche Beweismittel. Die Staatsanwaltschaft 
kommentiert dieses Vorgehen so: «Das ge
schah gestützt auf die Strafprozessordnung.» 
Nachfragen werden mit dem Verweis auf lau
fende Untersuchungen nicht beantwortet.

Sabine Müller erklärt sich die Reaktion 
der Behörden damit, dass diese vom grossen 
Zulauf zur Gegendemo überrascht gewesen 
seien: «Sie sind überfordert damit, wie selbst
bestimmt, kämpferisch, gross die Bewegung 
geworden ist.» Mila Meyer befürchtet, die ju
ristische Aufarbeitung könne Spuren hinter
lassen: «Wenn du zum ersten Mal an so einer 
Kundgebung warst, wenn du als junge Frau al
leine da warst und bisher keine Erfahrung mit 
Repression gemacht hast, dann kann dich das 
verängstigen.»

Ob die Gegenbewegung so stark bleibt, 
trotz Ausschreitungen und strafrechtlicher 
Verfolgung? Die Antwort fällt vermutlich im 
September dieses Jahres. Die OrganisatorIn
nen des «Marschs fürs Läbe» haben für den 
Herbst erneut eine Kundgebung in Zürich 
angekündigt. Frank Huber gibt sich unbeein
druckt. Er sagt: «Wenn sie kommen, dann sind 
wir auch wieder da.»

* Namen geändert.

«MARSCH FÜRS LÄBE» 

Post von der  
Staatsanwaltschaft
Strafanzeigen, DNAEntnahmen, beschlagnahmte Computer:  
AktivistInnen, die in Zürich gegen christlichfundamentalistische  
AbtreibungsgegnerInnen auf die Strasse gingen, werden  
von der Justiz massiv bedrängt.

VON RENATO BECK

Im Herbst soll 
es wieder einen 
«Marsch fürs 
Läbe» geben.

«RECLAIM DEMOCRACY»

«Lügen gilt heute  
als Widerständigkeit»
Nächste Woche findet zum zweiten Mal der vom «Denknetz»  
veranstaltete Kongress «Reclaim Democracy» statt. Die Soziologin  
Silke van Dyk spricht dort über die Systematik rechter Lügen.

INTERVIEW: RAPHAEL ALBISSER

WOZ: Frau van Dyk, Sie werden zum ersten 
Mal bei «Reclaim Democracy» dabei sein. 
Was erwarten Sie vom Kongress?

Silke van Dyk: Ich habe ihn vor drei Jah
ren aus der Ferne wahrgenommen. Und ich 
finde, dass er eine beträchtliche Strahlkraft 
hat, weil er unterschiedliche emanzipatori
sche und linke Perspektiven aus Wissenschaft 
und Aktivismus zusammenbringt.

Was aber lässt sich denn konkret bewirken, 
wenn 3000 Linke an einem Ort zusammen-
kommen?

Ich glaube, dass «Reclaim Democracy» 
aus verschiedenen Gründen relevant und auch 
vielversprechend ist: Am Kongress wird nicht 
nur Bekanntes rezipiert, sondern 
im Rahmen von Ateliers wird 
auch kontrovers und handlungs
orientiert diskutiert. Kommt hin
zu, dass es aktuell sehr wichtig 
ist, über Demokratie zu reden. Es 
gibt derzeit schliesslich kaum ein 
umkämpfteres Thema.

Wie meinen Sie das?
In Deutschland hatten 

wir ja gerade die grosse Aufre
gung mit Thüringen, wo sich ein 
FDPPolitiker mit den Stimmen 
der demokratiefeindlichen AfD 
zum  Ministerpräsidenten wäh
len liess. Die liberale Demokra
tie ist nicht nur dort in neuer Weise von rech
ten Kräften bedroht. Gleichzeitig stellt sich 
mit dem Klimawandel, der am Kongress ein 
Schwerpunkt sein wird, eine riesige Herausfor
derung für die Demokratie: Wie bewältigt man 
den sofort nötigen Systemwandel in den oft 
langsamen Mühlen demokratischer  Prozesse?

Was heisst das für die Linke und ihr 
 Demokratieverständnis?

Für die linken und emanzipatorischen 
Kräfte ist diese Situation, in der die demokra
tischen Grundmaximen von Rechten und Neu
rechten so stark zur Debatte gestellt werden, 
relativ neu. Sie haben zuvor eher die Probleme 
der liberalen Demokratien betont und auf
gezeigt, in welchen Punkten diese Form des 
Regierens faktisch undemokratisch ist  – und 
zwar immer dann, wenn mit dem Verweis auf 
Sach und Marktzwänge der politische Streit 
ausgehebelt wird. Die Linken haben also bis
lang immer gegen das Mantra der Alternativ
losigkeit angekämpft. Nun steht man aber vor 
einer neuen Herausforderung: Wie lassen sich 
die eigenen Perspektiven bewahren, wenn 
man gleichzeitig in sehr breiten politischen 
Bündnissen die Fundamente der liberalen 
Demokratie gegen Rechts verteidigen muss? 
Wie kann man weiterhin dafür kämpfen, 
die existierende Demokratie tatsächlich zu 
 demokratisieren?

In Ihrem Atelier wird es um die «neue Kon-
junktur der Lügen in der Politik» gehen. Was 
heisst das genau?

Wir nehmen rechte Begriffe wie «Fake 
News» oder «Lügenpresse» in den Blick und 
diskutieren das, was ich als «Krise der Fakti
zität» bezeichne. Gelogen wurde in der Politik 
schon immer. Neu ist aber, dass rechte und 
rechtspopulistische Kräfte die Wahrheit deh
nen oder explizit lügen, ohne dass es ihnen un
mittelbar schadet. Das Lügen wird von rechten 
und populistischen Kräften heute erfolgreich 
als Widerständigkeit gegen die sogenannten 
Systemkräfte dargestellt. Gegen den «Main
stream», gegen liberale Akteure. Im Lügen 
liegt also eine neue Bedeutung. Die Rechten 

und Neurechten behaupten zu
dem, das «wahre», das «richtige» 
Volk zu verkörpern. Weil sie aber 
empirisch betrachtet meist nur 
etwa ein Viertel der Bevölkerung 
repräsentieren, haben sie eine 
strukturelle Affinität zu Lügen 
und Verschwörungstheorien. 
Diese grundsätzliche Funktion 
des Lügens wird oft übersehen.

Als Soziologieprofessorin an der 
Friedrich-Schiller-Universität in 
Jena, wo derzeit zu Postwachs-
tumsgesellschaften geforscht 
wird, arbeiten Sie auch am The-
ma «Klima- und Systemwan-

del». Auch auf diesem umkämpften Feld spie-
len Lügen eine wichtige Rolle …

… wobei Klimaleugner am rechten Rand 
nicht das einzige Problem sind. Die wenigsten 
Grosskonzerne oder liberalen Politiker leug
nen dezidiert den menschengemachten Klima
wandel. Trotzdem bekämpfen sie ihn nicht 
wirkungsvoller. Ich glaube, das ist noch ge
fährlicher: Auf einer Ebene wird das Pro blem 
anerkannt, auf einer anderen aber die notwen
dige politische Wende verhindert, in deren 
Zentrum die Wachstumsfrage stehen würde.

Es braucht also viel grösseren Druck auf den 
Status quo?

Auf jeden Fall. In Thüringen sahen wir, 
dass der Druck der Strasse nicht ohne Wirkung 
bleibt. CDU und FDP mussten erkennen, dass 
sie nicht damit durchkommen, die Fortsetzung 
einer Linksregierung durch einen Pakt mit 
der AfD zu verhindern. Um solchen Druck auf
rechterhalten zu können, braucht es auch an 
anderen Orten und bei anderen Gelegenheiten 
den Austausch zwischen Wissenschaft, NGOs 
und aktivistischen Zusammenhängen  – und 
genau das passiert bei «Reclaim Democracy».

«Reclaim Democracy» findet vom 27. bis  
zum 29. Februar statt. Schwerpunkte der über 
sechzig Veranstaltungen sind Klimapolitik, 
soziale Kämpfe und kritische Öffentlichkeit.  
Weitere Infos: www.reclaim-democracy.org.

«Es gibt kaum ein umkämpfteres Thema als die Demokratie»: Demo gegen die Wahl von 
Thomas Kemmerich zum Thüringer Ministerpräsidenten.   FOTO: HANNIBAL HANSCHKE, REUTERS
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